Abg. Präs. Rosenmaier (SPÖ): Geschätzter Herr Präsident! Frau Landesrätin! Hohes Haus!

Wie wir heute schon gehört haben, Privatisierung ist, glaube ich, wenn man es ernst nimmt, wirklich ein sehr heikles Thema. Man muss sich genau überlegen, wo, wann und ob man überhaupt eine Privatisierung sinnvoll findet.

Vor allem die Vergangenheit sollte uns gerade in Privatisierungsfragen, so würde ich meinen, einiges gelehrt haben. Umso unverständlicher ist eigentlich die Forderung für mich von der Industrie, wo sich Wirtschaftskammer-Präsident Christoph Leitl und der Präsident der Industriellenvereinigung Veit Sorger einmal mehr für die Privatisierung der Länderflughäfen, der Landesenergieversorger, aber auch der Wohnbaugesellschaften zum Zweck der Budgetsanierung ausgesprochen haben.

Sehr geschätzte Damen und Herren! Diese Unternehmen sind für mich zentrale Faktoren in der Daseinsvorsorge, die für die kommenden Generationen unbedingt erhalten bleiben müssen!

Der Einfluss der öffentlichen Hand darf daher in diesen Bereichen keinesfalls aufgegeben werden. Gerade diese Schlüsselbetriebe des Landes erfüllen für mich gesehen eine wichtige Rolle und sollen nicht nur als Dividenden-Liferanten gesehen und gehandhabt werden. Daher muss das Land weiterhin, so wie jetzt, auch in Zukunft zu seinen Betrieben stehen.

Ich möchte in diesem Zusammenhang auf die, um es milde auszudrücken, verunglückten Privatisierungen unter schwarz-blau im Bund hinweisen. Vielleicht gestatten Sie mir nur einige wenige davon anzuführen. Wir haben es bereits gehört, die Telekom Austria, die zu einem Zeitpunkt an die Börse ging, als weltweit, wirklich weltweit, die Börsen nachgaben. Und die schlechtesten Voraussetzungen waren aber, man hat einen Erfolgszwang scheinbar von Seiten der damaligen Regierung gehabt und hat das durchgepeitscht.

Das heißt auf gut deutsch gesagt: Im Nachhinein gesehen kann man eines feststellen: Der Börsengang war kurz und milde gesagt ein Fiasko. Hier wurde Familiensilber vom Besten im wahrsten Sinne des Wortes verschleudert. Und noch nie hatte ein Finanzminister bei einer Privatisierung sich so verrechnet wie der Liebling der damaligen Schwiegermütter, wie er noch nicht verheiratet war, der „schöne“ Finanzminister Karl Heinz Grasser.

Austria Tabak. Wir haben es heute schon einige Male gehört. Ebenfalls eine Tragik für sich. Ein alt eingesessenes Paradeunternehmen in Österreich. Durch geschickte Firmenkonstruktionen entgingen dem Staat enorme Steuereinnahmen. Man schätzt so bei 20 Millionen Euro, plus natürlich auch jährlicher Dividendenentgang für den Bund in der Höhe von 55 Millionen. Das Ende kennen wir: Ein trauriges Ende! Es wird zugesperrt. Es gibt zwar einen Sozialplan, der sehr rühmlich ist, aber es stehen 250 Menschen auf der Straße.

Voest-Alpine: Zur Erinnerung vielleicht dazu: Das Platzen von Geheimverhandlungen über den Verkauf an Magna - da war ganz zufällig wieder einmal Karl Heinz Grasser beteiligt, ganz zufällig - ich würde meinen, hat damals ein politisches Erdbeben ausgelöst. Und vor allem die Privatisierung war zu diesem Zeitpunkt eigentlich kein Thema. Böhler-Uddeholm gibt’s nicht besser, gleiches Schicksal wie die Voest-Alpine. Eine Privatisierung war auch zu diesem Zeitpunkt aus wirtschaftlicher Sicht alles, nur nicht notwendig.

VA Tech und Austrian Airlines, geschätzte Damen und Herren des Hohen Hauses: Hier wurde Familiensilber weit unter dem Wert verkauft und das Geld der Steuerzahler völlig verschenkt.

Daher kann es nicht angehen, dass der Staat, also der Steuerzahler, nur dazu da ist, in wirtschaftlich schwierigen Zeiten zur Absicherung von Verlusten gerade zu stehen, während Gewinne privatisiert werden. Man kann es auch auf den Punkt bringen: Privatisierungen, geschätzte Damen und Herren, helfen keinesfalls arbeitenden Menschen! Sondern, ich bin der Meinung, Privatisierungen machen Reiche nur noch reicher. Daher gibt es für mich, für uns eine Grundsatzposition. Wir sind grundsätzlich gegen Privatisierungen, jedoch für unternehmensbezogene Lösungen. Prinzipiell wird eine Kernaktionärsphilosophie verfolgt, wonach strategisches Eigentum als industriepolitisches Konzept favorisiert wird. Wir fühlen uns in dieser Strategie durch Empirie und Wissenschaft eigentlich zur Gänze bestätigt.

Die österreichische Wirtschaft benötigt zur Maximierung der Wertschöpfung und somit zur Beschäftigung in der Region Österreich eine Mischung aus internationalen Konzernen, österreichischen Großunternehmen und dynamischen industriellen kleinen und vor allem Mittelbetrieben. Wichtig wird es auch sein in Zukunft, Infrastrukturunternehmen von strategischer Bedeutung zu forcieren und nicht krampfhaft den Versuch zu starten, zu privatisieren. Die Sicherung einer leistbaren, hochwertigen und flächendeckenden Versorgung mit öffentlichen Basisdiensten wie etwa mit Post- und Telekommunikationsdiensten, der Energieversorgung oder dem öffentlichen Verkehr ist mir ein wichtiges Anliegen.

Es sind Lösungen zu finden, die möglichst eine Erhaltung des öffentlichen Mehrheitseigentums mit einem Kernaktionär ÖIAG und damit die Entscheidungs- und Gestaltungsmacht in unserem Heimatland Österreich auch für alle Zukunft garantieren. Daher wird es wichtig sein, österreichische Kernaktionärsstruktur nachhaltig zu sichern sowie strategisches Eigentum als zukunftsorientiertes, industriepolitisches Konzept auch zu fördern.

Wenn wir in Zukunft uns nur an diesen einigen wenigen selbst auferlegten Kriterien halten, steht eigentlich einer vernünftigen positiven Entwicklung nichts mehr entgegen. Danke für Ihre Aufmerksamkeit! (Beifall bei der SPÖ.)

